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Bericht zu Inhaftierungen Schutzsuchender im Hamburger Flughafentransit
(Nachfrage zur Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage auf
Bundestagsdrucksache 19/19449)

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Auf Bundestagsdrucksache 19/17530 erbat die Fraktion DIE LINKE. Aus-
kunft zu (faktischen) Inhaftierungen Schutzsuchender im Hamburger Flugha-
fentransit, nachdem ihr durch einen Rechtsanwalt Details über aus Sicht der 
Fragestellerinnen und Fragesteller untragbare Unterbringungsbedingungen be-
kannt geworden waren (siehe hierzu die Vorbemerkung der Fragesteller auf 
der genannten Bundestagsdrucksache). Weitere Fragen gab es zum Flughafen-
asylverfahren im Allgemeinen. Am 9. April 2020 beantwortete das Bundes-
ministerium des Innern, für Bau und Heimat diese Anfrage (vgl. Bundestags-
drucksache 19/19449), wobei hinsichtlich der Unterbringungsbedingungen auf 
die Zuständigkeit des Landes Hamburg und hinsichtlich erbetener Zahlen auf 
ältere Bundestagsdrucksachen (Antworten der Bundesregierung auf regelmä-
ßige Anfragen der Fraktion DIE LINKE.) verwiesen wurde. Hierzu besteht 
Nachfragebedarf.

Zunächst gibt es nach Ansicht der Fragesteller einen offenkundigen Wider-
spruch: In der Antwort zu Frage 2 auf der genannten Bundestagdrucksache 
heißt es, dass es „in den Jahren 2015, 2016, 2017, 2018 und 2019“ Flughafen-
verfahren am Hamburger Flughafen gegeben habe. Solche Verfahren wurden 
für die Jahre 2015 und 2018 in früheren Antworten der Bundesregierung je-
doch gerade nicht genannt (vgl. Bundestagsdrucksachen 18/7625 und 
19/8701, Antworten zu den Fragen 10 bzw. 15). Dabei hatte die Bundesregie-
rung auf diese älteren Antworten verwiesen, um zu belegen, dass keine unzu-
reichenden Angaben zu Flughafenverfahren in Hamburg gemacht worden sei-
en.

In einer Antwort des Hamburger Senats vom 4. Februar 2020 auf eine Schrift-
liche Kleine Anfrage der Abgeordneten Christiane Schneider (DIE LINKE., 
Drucksache 21/19882) zur „Transitunterkunft am Flughafen Hamburg“ erklär-
te der Senat (Seite 2): „Die Erfahrungswerte zeigen auch, dass die Einrichtung 
[Hamburger Flughafentransit] jährlich durchschnittlich von 10 bis 19 Fällen 
belegt wurde“. Nach den von der Bundesregierung in Bezug genommenen 
Antworten auf regelmäßige Anfragen der LINKEN zur ergänzenden Asylsta-
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tistik hat es demgegenüber im Jahr 2015 jedoch kein, im Jahr 2016 drei, im 
Jahr 2017 ein und 2018 kein Flughafenverfahren in Hamburg gegeben.

Erklärungsbedürftig ist überdies, warum die Ablehnungsquoten im Flughafen-
verfahren seit dem Jahr 2013 kontinuierlich und drastisch angestiegen sind, 
von 5,1 Prozent im Jahr 2013 auf bis zu 52,7 Prozent im Jahr 2019 (vgl. auch: 
https://www.tagesschau.de/investigativ/hsb/asyl-flughafenverfahren-10
1.html). Am Münchner und Hamburger Flughafen wurde zudem im Jahr 2019 
keinem einzigen Asylsuchenden die Einreise nach einer Prüfung im Flugha-
fenverfahren erlaubt, die Ablehnungsquote lag bei 100 Prozent (bei niedrigen 
absoluten Fallzahlen). Auffällig ist weiterhin, dass die Ablehnungsquoten im 
Flughafenverfahren bei gleichen Herkunftsländern deutlich höher sind als in 
anderen Außenstellen des Bundesamts für Migration und Flüchtlinge (BAMF; 
vgl. Antwort der Bundesregierung zu Frage 3 der Kleinen Anfrage der Frakti-
on DIE LINKE. auf Bundestagsdrucksache 19/18498): So lag in der BAMF-
Außenstelle am Frankfurter Flughafen die bereinigte Schutzquote bei Asyl-
suchenden aus dem Irak im Jahr 2019 bei nur 18,3 Prozent statt 51,8 Prozent 
im Bundesdurchschnitt; bei Afghanistan: 50 Prozent statt 63,1 Prozent, Iran: 
16,2 Prozent statt 28,2 Prozent, Nigeria: 4,1 Prozent statt 14,5 Prozent, Türkei: 
30,2 Prozent statt 52,7 Prozent.

Nach Einschätzung der Fragestellerinnen und Fragesteller liegen die Gründe 
für geringere Schutzquoten im Flughafenverfahren unter anderem in der enor-
men Drucksituation einer schnellen Prüfung unter den Bedingungen einer 
(faktischen) Haft und den eingeschränkten Rechten und Beratungsmöglichkei-
ten der Asylsuchenden im Flughafenverfahren. Zwar erklärte die Bundesregie-
rung auf Bundestagsdrucksache 19/13945 zu Frage 12, dass BAMF-Entschei-
dungen im Flughafenverfahren in den letzten Jahren zu 86 bis 95 Prozent von 
den Verwaltungsgerichten bestätigt worden seien. Doch dies muss vor dem 
Hintergrund gesehen werden, dass der Rechtsschutz im Flughafenverfahren 
gegenüber regulären Asylverfahren erheblich eingeschränkt ist: So muss im 
Flughafenverfahren ein Antrag auf vorläufigen Rechtsschutz innerhalb von 
drei Tagen gestellt werden (§ 18a Absatz 4 des Asylgesetzes – AsylG), der 
Vollzug der Abschiebung bzw. Zurückweisung darf gerichtlich nur unter der 
erhöhten Anforderung gestoppt werden, dass nach Ansicht der Fragesteller 
ernsthafte Zweifel an der Rechtmäßigkeit des BAMF-Bescheides bestehen 
(vgl. § 18a Absatz 4 i. V. m. § 36 Absatz 4 AsylG), wobei das Gericht unter 
Zeitdruck steht, denn die Einreise ist zu gestatten, wenn es nicht innerhalb von 
14 Tagen entschieden hat (§ 18a Absatz 6 AsylG). Das Gericht muss zudem 
im schriftlichen Verfahren, d. h. ohne mündliche Verhandlung und nach Ak-
tenlage entscheiden, der Amtsermittlungsgrundsatz ist eingeschränkt (§ 18a 
Absatz 4 Satz 6 i. V. m. § 36 Absatz 4 Satz 2 des Asylverfahrensgesetzes – 
AsylVfG). Die Abschiebung bzw. Zurückweisung kann bereits vollzogen wer-
den, wenn die unterschriebene Entscheidungsformel des Gerichts vorliegt 
(§ 36 Absatz 3 Satz 9 AsylG) – für die Erhebung einer gegebenenfalls erfor-
derlichen Verfassungsbeschwerde (eine gerichtliche Beschwerdeinstanz ist in 
asylrechtlichen Eilverfahren nicht vorgesehen; § 80 AsylG) ist jedoch die 
Kenntnis der gerichtlichen Begründung wichtig.

Die Beobachtungen zum Flughafenasylverfahren sind nach Auffassung der 
Fragestellerinnen und Fragesteller auch relevant für die aktuellen Beratungen 
zum Gemeinsamen Europäischen Asylsystem, denn der Vorschlag der Bun-
desregierung zu schnellen Vorprüfungen an den EU-Außengrenzen erinnert 
nach Einschätzung der Fragestellerinnen und Fragesteller an das deutsche 
Konzept der Flughafenverfahren. Vor dem Hintergrund der oben darstellten 
Schutzquoten wäre nach Einschätzung der Fragstellerinnen und Fragesteller 
mit vermehrten Ablehnungen in Schnellverfahren an den EU-Außengrenzen 
zu rechnen.

Während die Bundesregierung die Auffassung vertritt, dass die geschlossene 
Unterbringung im Flughafenverfahren keine Freiheitsentziehung oder Haft 
darstellt (Antworten der Bundesregierung zu den Fragen 4 und 14 der Kleinen 
Anfrage der Fraktion DIE LINKE. auf Bundestagsdrucksache 19/19449), ent-
schied der Europäische Gerichtshof (EuGH) mit Urteil vom 14. Mai 2020 
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(C-924 und 925/19, PPU), dass die Bedingungen in der ungarischen Transitzo-
ne Röszke als Haft einzustufen sind, weil damit „die Bewegungsfreiheit der 
betreffenden Person nicht lediglich eingeschränkt, sondern völlig aufgehoben 
wird“; dem könne auch nicht die Möglichkeit einer freiwilligen Ausreise ent-
gegengehalten werden, weil die Asylsuchenden damit jegliche „Aussicht auf 
Anerkennung als Flüchtling in Ungarn verlieren könnten“ (aus der Pressemit-
teilung Nummer 60/20 des EuGH zum genannten Urteil).

 1. Wie erklärt die Bundesregierung den in der Vorbemerkung der Fragestel-
ler aufgezeigten Widerspruch, wonach es nach Angaben der Bundes-
regierung einerseits am BAMF-Standort in Hamburg in den Jahren 2015, 
2016, 2017, 2018 und 2019 Flughafenasylverfahren gegeben haben soll, 
aber andererseits die von der Bundesregierung in Bezug genommenen 
Antworten der Bundesregierung auf frühere Anfrage der Fraktion DIE 
LINKE. (vgl. die Auflistung durch die Bundesregierung auf Bundestags-
drucksache 19/19449, Antwort zu Frage 2) ergeben, dass es zumindest in 
den Jahren 2015 und 2018 keine Flughafenverfahren in Hamburg gege-
ben haben soll (bitte ausführlich darstellen)?

Bei Erstellung der Statistiken zum Flughafenverfahren ab 2018 in der in Bezug 
genommen Bundestagsdrucksache wurde die Anzahl der Einreisegestattungen 
nicht zutreffend ermittelt und es wurden nicht alle Fälle von Flughafenverfah-
ren abgebildet. Die korrigierten Statistiken zum Flughafenverfahren 2018 und 
2019 können der Antwort zu Frage 2 entnommen werden.

 2. Wie lautet die gegebenenfalls korrigierte Statistik zu Flughafenasylver-
fahren seit 2013 (Zahl der Verfahren, Ergebnisse der Prüfung usw.), falls 
sich nach einer Überprüfung herausstellen sollte, dass bisherige Antwor-
ten auf regelmäßige Anfragen der Fraktion DIE LINKE. zur ergänzenden 
Asylstatistik diesbezüglich zumindest in Teilen unvollständig waren (bit-
te auflisten und ausführen)?

Die Angaben können den nachfolgenden Tabellen entnommen werden:

2018
Entscheidungen innerhalb

von 2 Tagen nach
Antragstellung

Herkunftsland Aktenanlage dar: Personen
unter 18 Jahren

Mitteilung 
§ 18a VI

offens. eingestelltunbegründet
601 121 347 246 -

Darunter
Iran, Islamische Republik 114 22 86 27
Türkei 45 11 31 15
Syrien, Arabische
Republik 42 6 38 5

Kongo, Demokratische
Republik 40 7 14 25

Irak 31 3 21 10
Afghanistan 30 11 25 4
Simbabwe 30 7 19 9
Kuba 29 7 9 19
Ägypten 28 4 7 17
Russische Föderation 23 10 16 7
Flughafen Berlin 33 8 20 13 -
Flughafen Düsseldorf 1 - 1 -
Flughafen Frankfurt 475 98 253 214 -
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2018
Entscheidungen innerhalb

von 2 Tagen nach
Antragstellung

Herkunftsland Aktenanlage dar: Personen
unter 18 Jahren

Mitteilung 
§ 18a VI

offens.
unbegründet eingestellt

601 121 347 246 -
Darunter
Flughafen Hamburg 4 - 0 4 -
Flughafen München 88 15 73 15 -

2019 Entscheidungen innerhalb von 
2 Tagen nach Antragstellung

Herkunftsland Aktenanlage dar: Personen 
unter 18 Jahren

Mitteilung 
§ 18a VI

offens. eingestelltunbegründet
489 86 240 231 -

Darunter
Iran, Islamische Republik 128 20 60 66
Syrien, Arabische Repub-
lik 43 11 42

Türkei 28 6 11 16
Afghanistan 25 3 21 4
Irak 20 2 3 16
Kongo, Demokratische 
Republik 20 4 4 16

China 16 1 10 6
Somalia 15 2 9 5
Algerien 15 2 3 11
Ägypten 13 2 5 8
Flughafen Berlin 19 2 10 9 -
Flughafen Frankfurt 395 72 202 175 -
Flughafen Hamburg 12 4 8 -
Flughafen München 63 12 24 39 -

 3. Welche Angaben zu Flughafenasylverfahren lassen sich für das bisherige 
Jahr 2020 machen (bitte nach Standorten, wichtigsten Herkunftsländern, 
Voll- bzw. Minderjährigen und Geschlecht differenzieren und dabei An-
gaben zur Aktenanlage, zum Ausgang des Verfahrens usw. machen)?

Die Angaben können den nachfolgenden Tabellen entnommen werden:

1. Halbjahr 2020 Entscheidungen innerhalb von 
2 Tagen nach Antragstellung

Herkunftsland Aktenanlage dar: Personen 
unter 18 Jahren

Mitteilung 
§ 18a VI

offens.
unbegründet

eingestellt

88 5 39 50 -
Darunter
Iran, Islamische Republik 15 1 7 8 --
Irak 10 2 3 8 -
Kongo, Demokratische 
Republik

7 - 1 6
-

Syrien, Arabische
Republik

6 - 5 0
-

Afghanistan 5 2 1 4 -
Türkei 5 - 3 2 -
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1. Halbjahr 2020 Entscheidungen innerhalb von 
2 Tagen nach Antragstellung

Herkunftsland Aktenanlage dar: Personen 
unter 18 Jahren

Mitteilung 
§ 18a VI

offens.
unbegründet

eingestellt

88 5 39 50 -
Jemen 4 - 4 0 -
Kuba 4 - 0 4 -
Simbabwe 4 - 2 2 -
Marokko 4 - 1 3 -

1. Halbjahr 2020 Entscheidungen innerhalb von 
2 Tagen nach Antragstellung

Flughafen Aktenanlage dar: Personen
unter 18 Jahren

Mittei-
lung 
§ 18a VI

offens.
eingestelltunbegründet

88 5 39 50 -

Flughafen Berlin 4 - 0 2 -
Flughafen Frankfurt 76 5 35 43 -
Flughafen Hamburg 3 - 0 0 -
Flughafen München 5 - 0 5 -
Weiblich 39 2 19 20 -
Männlich 49 3 20 30 -

 4. Hat die Bundesregierung eine Erklärung dafür, dass der Hamburger Se-
nat in Beantwortung der in der Vorbemerkung der Fragesteller bezeich-
neten Schriftlichen Kleinen Anfrage der Abgeordneten Christiane 
Schneider davon sprach, dass die Einrichtung des Hamburger Flugha-
fentransits jährlich durchschnittlich in 10 bis 19 Fällen genutzt werde, 
während die Bundesregierung nur für das Jahr 2019 eine niedrige zwei-
stellige Zahl von Flughafenverfahren für Hamburg (zwölf) nennt, wäh-
rend es nach ihren sonstigen Angaben im Jahr 2015 kein, im Jahr 2016 
drei, im Jahr 2017 ein und 2018 ebenfalls kein Flughafenverfahren in 
Hamburg gegeben haben soll (siehe Vorbemerkung der Fragesteller)?

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse im Sinne der Fragestellung vor. 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Bundesregierung statistisch nur die Ver-
fahren als Flughafenverfahren erfasst, die im Datenbanksystem des Bundesam-
tes für Migration und Flüchtlinge (BAMF) als solche angelegt werden.
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 5. Welche Ausführungen kann die Bundesregierung ihrer Antwort zu Frage 
8 auf Bundestagsdrucksache 19/19449 hinzufügen vor dem Hintergrund, 
dass es nach Einschätzung der Fragestellerinnen und Fragesteller den vor 
Ort eingesetzten Beamtinnen und Beamten der Bundespolizei bzw. des 
BAMF möglich sein müsste zu bewerten, ob die in Bezug genommenen 
Beschreibungen der Unterbringungsbedingungen auf dem Hamburger 
Flughafen durch den Rechtsanwalt Peter Fahlbusch zutreffend waren 
oder nicht, so dass die Bundesregierung die gestellten Fragen vor dem 
Hintergrund des verfassungsrechtlich verankerten parlamentarischen Fra-
gerechts nach Auffassung der Fragestellerinnen und Fragesteller nicht 
mit einem bloßen Verweis auf die rechtliche Zuständigkeit des Landes 
Hamburg für die konkreten Unterbringungsbedingungen unbeantwortet 
lassen darf (bitte ausführen)?

Der Bundesregierung liegen keine weiteren Erkenntnisse im Sinne der Frage-
stellung vor. Es wird darauf hingewiesen, dass die Mitarbeiter des BAMF im 
Flughafenverfahren ausschließlich in den Räumen der Dienststelle der Bundes-
polizei eingesetzt werden. Diese liegen räumlich entfernt von den Räumen der 
Unterbringung.

 6. Wie ist es zu erklären, dass die von der Bundesregierung auf regelmäßige 
Anfragen der Fraktion DIE LINKE. zur ergänzenden Asylstatistik ange-
gebene Zahl von Entscheidungen im Flughafenverfahren stets geringer 
ist als die Zahl der Aktenanlagen (Beispiel: Bundestagsdrucksache 
19/18498, Antwort zu Frage 15: 489 Aktenanlagen im Jahr 2019, aber 
nur 207 Mitteilungen nach § 18a Absatz 6 AsylG und 231 „offensichtlich 
unbegründet“-Entscheidungen, während zugleich kein Verfahren „einge-
stellt“ worden sein soll), und inwieweit ist dies insbesondere mit Erledi-
gungen der Verfahren infolge einer freiwilligen Ausreise der Betroffenen 
zu erklären, obwohl die Bundesregierung von keiner Verfahrenseinstel-
lung berichtet (s. o., bitte nachvollziehbar und mit Blick auf die Behör-
denpraxis ausführen; da es regelmäßig zu dieser Differenz kommt, kann 
sie nach Auffassung der Fragestellerinnen und Fragesteller nicht mit un-
terschiedlichen Erfassungszeiträumen erklärt werden – z. B.: Aktenanla-
ge im Jahr 2019, Entscheidung im Jahr 2020 –, zumal Flughafenverfah-
ren nur von kurzer Dauer sind)?

Die Differenz von Aktenanlagen und Entscheidungen im Flughafenverfahren 
ist auf die Fälle gestatteter Einreisen zurückzuführen. Kann über den Asylan-
trag nicht innerhalb der gesetzlichen Frist entschieden werden, wird die Einrei-
se gestattet und das Asylverfahren als reguläres Verfahren fortgeführt, § 18a 
Absatz 6 Nummer 2 des Asylgesetzes (AsylG). Die Entscheidung über den 
Asylantrag wird sodann nicht als Entscheidung im Flughafenverfahren erfasst.

 7. Wie erklärt die Bundesregierung, dass die Quote der Ablehnungen als 
„offensichtlich unbegründet“ im Flughafenverfahren seit dem Jahr 2013 
kontinuierlich ansteigt, von 5,1 Prozent im Jahr 2013 (gemessen an der 
Zahl der Entscheidungen; vgl. Bundestagsdrucksache 18/705, Antwort 
zu Frage 10), über 9,4 Prozent im Jahr 2014, 11,9 Prozent im Jahr 2015, 
26,3 Prozent im Jahr 2016, 32,5 Prozent im Jahr 2017, 47,5 Prozent im 
Jahr 2018 und 52,7 Prozent im Jahr 2019 (vgl. Bundestagsdrucksachen 
18/3850, 18/7625, 18/11262, 19/1371, 19/8701 und 19/18498), wobei 
nach Auffassung der Fragestellerinnen und Fragesteller diese Entwick-
lung nicht mit den „individuell-konkreten Sachvorträgen“ der Betroffe-
nen erklärt werden kann (wie dies die Bundesregierung in der Antwort 
zu Frage 12 auf Bundestagsdrucksache 19/13945 getan hat), weil nicht 
nachvollziehbar wäre, warum ein immer größer werdender Anteil von 
Schutzsuchenden im Flughafenverfahren offensichtlich nicht schutzbe-
dürftig sein soll, zumal Asylanträge im Jahr 2019 im Allgemeinen nur zu 
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28,9 Prozent als „offensichtlich unbegründet“ abgelehnt wurden (Bun-
destagsdrucksache 19/18498, Antwort zu Frage 14, bitte so ausführlich 
wie möglich darlegen)?

Die in den Antworten der Bundesregierung in Bezug genommenen Angaben 
lassen die Schlussfolgerung im Sinne der Fragestellung nicht zu. Die Ableh-
nungen der Asylanträge als offensichtlich unbegründet betreffen lediglich Fälle, 
die im Verfahren nach § 18a AsylG entschieden wurden. Kann über den Asyl-
antrag gemäß § 18a Absatz 6 Nummer 2 AsylG nicht innerhalb von zwei Tagen 
entschieden werden, wird die Einreise gestattet und das Asylverfahren als regu-
läres Verfahren fortgeführt. Eine gesonderte statistische Erfassung der Ent-
scheidungen über Asylanträge von Personen, deren Asylverfahren zunächst als 
Verfahren nach § 18a AsylG betrieben und sodann als reguläre Verfahren fort-
geführt wurde, findet jedoch nicht statt. Im Übrigen wird auf die Antwort zu 
den Fragen 8 und 9 verwiesen.

 8. Wie erklärt die Bundesregierung, dass die bereinigten Schutzquoten bei 
der für die Flughafenasylverfahren am Frankfurter Flughafen zuständi-
gen BAMF-Außenstelle bei allen abgefragten Herkunftsländern (soweit 
eine ausreichende Zahl an Entscheidungen vorlag) im Jahr 2019 deutlich 
unterhalb der Quoten im Bundesdurchschnitt lagen (siehe Vorbemerkung 
der Fragesteller), was nach Ansicht der Fragestellerinnen und Fragestel-
ler nicht hinreichend mit den jeweils im Einzelfall zu treffenden Ent-
scheidungen und individuellen Sachvorträgen erklärt werden kann, zu-
mal dann nicht nachvollziehbar wäre, warum die Quoten am Frankfurter 
Flughafen immer deutlich niedriger sind als im allgemeinen Durchschnitt 
und nicht mal nach oben und mal nach unten abweichen (bitte ausfüh-
ren)?

 9. Wie erklärt die Bundesregierung, dass es in München und Hamburg im 
Jahr 2019 in Flughafenasylverfahren eine Ablehnungsquote in Höhe von 
100 Prozent gab (vgl. Bundestagsdrucksache 19/18498, Antwort zu Fra-
ge 15), was trotz der relativ geringen absoluten Zahlen in den Augen der 
Fragestellerinnen und Fragesteller nicht hinreichend mit jeweils im Ein-
zelfall zu treffenden Entscheidungen und individuellen Sachvorträgen er-
klärt werden kann (bitte ausführen)?

Die Fragen 8 und 9 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam be-
antwortet.
Der Bundesregierung liegen keine Kenntnisse im Sinne der Fragestellung vor. 
Die Entscheidung des BAMF über einen Asylantrag richtet sich in jedem Ein-
zelfall nach dem konkreten Sachverhalt unter Einbeziehung der herkunftslands-
pezifischen Gegebenheiten. Im Übrigen wird auf die Antworten zu den Fragen 
1, 2 und 7 verwiesen.

10. Inwieweit wurden die Entscheidungspraxis und die nach unten abweich-
enden Schutzquoten im Flughafenasylverfahren bislang mit welchem Er-
gebnis von der internen Qualitätskontrolle im BAMF analysiert und 
überprüft, bzw. inwieweit ist dies für die Zukunft beabsichtigt (bitte so 
konkret wie möglich darlegen)?

Das BAMF prüft im Rahmen der Qualitätskontrolle halbjährlich die Schutz-
quoten aller BAMF-Außenstellen, damit auch von Außenstellen, die Flugha-
fenverfahren durchführen. Hierbei wird unter anderem signifikanten Abwei-
chungen von der Bundesgesamtschutzquote nachgegangen.
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11. Stimmt die Einschätzung, dass die Erklärung der Bundesregierung auf 
Bundestagsdrucksache 19/13945 zu Frage 12, wonach BAMF-Entschei-
dungen im Flughafenasylverfahren in den letzten Jahren zu 86 bis 
95 Prozent von den Verwaltungsgerichten bestätigt worden seien, vor 
dem Hintergrund gesehen und interpretiert werden muss, dass der 
Rechtsschutz im Flughafenasylverfahren gegenüber regulären Asylver-
fahren erheblich eingeschränkt ist (siehe Vorbemerkung der Fragesteller; 
bitte begründen)?

Wenn nein, warum nicht?

12. Sieht die Bundesregierung, dass die Einschränkungen des Rechtsschut-
zes im Flughafenasylverfahren (siehe Vorbemerkung der Fragesteller) 
die Erfolgschancen bei Gericht für als offensichtlich unbegründet abge-
lehnte Asylsuchende negativ beeinflussen (bitte ausführen), und inwie-
weit könnte gerade dies ein Anreiz für vermehrte Ablehnungen im Flug-
hafenasylverfahren sein, weil das BAMF davon ausgehen kann, dass ihre 
ablehnenden Entscheidungen durch die Gerichte nur unter erhöhten An-
forderungen wieder aufgehoben werden können (bitte ausführlich be-
gründen)?

Die Fragen 11 und 12 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam 
beantwortet.
Die in Bezug genommenen Angaben belegen, dass die Entscheidungen des 
BAMF in Verfahren nach § 18a AsylG der richterlichen Überprüfung durch das 
zuständige Verwaltungsgericht unterliegen und in der weit überwiegenden Zahl 
der Fälle die Entscheidungen des BAMF verwaltungsgerichtlich bestätigt wur-
den. Ergänzend wird auf die Antwort zu Frage 7 verwiesen.

13. Inwieweit teilt die Bundesregierung die Einschätzung, dass die von der 
Bundesregierung vorgeschlagenen Vorprüfungen an den EU-Außengren-
zen (vgl. Konzeptpapier der Bundesregierung vom 4. Februar 2020 zur 
„Neuausrichtung des Gemeinsamen Europäischen Asylsystems“) an das 
deutsche Konzept der Flughafenasylverfahren erinnern (Feststellung of-
fensichtlich unbegründeter Anträge in einem Schnellverfahren unter den 
Bedingungen der (faktischen) Haft vor der Einreise mit der Option einer 
Einreiseverweigerung und unmittelbaren Zurückweisung bzw. Abschie-
bung nach Ablehnung; bitte begründen)?

Mit dem Konzeptpapier der Bundesregierung vom 4. Februar 2020 macht die 
Bundesregierung einen Vorschlag zu einer Neuausrichtung des Gemeinsamen 
Europäischen Asylsystems. Die Entscheidung über die Ausgestaltung eines 
Verfahrens an der EU-Außengrenze ist Gegenstand der europäischen Reform-
debatte zum Gemeinsamen Europäischen Asylsystem und Gegenstand eines 
fortlaufenden Meinungsbildungsprozesses innerhalb der Bundesregierung.
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14. Kann die Bundesregierung ausschließen, dass es bei den von ihr vorge-
schlagenen Vorprüfungen an den EU-Außengrenzen zu ähnlichen Ein-
schränkungen des Rechtsschutzes und zu einer deutlichen Steigerung der 
Ablehnungsquoten bei diesen Vorprüfungen kommen könnte (bitte aus-
führen)?

Welche konkreten Vorstellungen zu Einschränkungen des Rechtsschutzes 
bei Vorprüfungen an den EU-Außengrenzen hat die Bundesregierung, 
auch zu der Frage, wie eine gute Beratung und effektive Rechtsvertre-
tung unter den Bedingungen der (faktischen) Haft an den EU-Außen-
grenzen gewährleistet werden können, und inwieweit soll es nach den 
Vorstellungen der Bundesregierung bei Vorprüfungen an den EU-Außen-
grenzen zu rein schriftlichen Gerichtsverfahren oder auch zu mündlichen 
Verhandlungen kommen (bitte ausführen)?

Nach dem Konzeptpapier der Bundesregierung vom 4. Februar 2020 soll 
Rechtsschutz gegen die Antragsablehnung und Einreiseverweigerung (Zurück-
weisungsentscheidung, im Fall der Prüfung an der Außengrenze) bzw. die An-
tragsablehnung und Rückkehrentscheidung (im Fall der Prüfung im Inland) in 
einem Verfahren gewährleistet sein. Zugang zu rechtlicher Beratung und Ver-
tretung wird gewährleistet.
Im Übrigen ist die Einführung und Ausgestaltung eines Verfahrens an der EU-
Außengrenze Gegenstand der europäischen Reformdebatte zum Gemeinsamen 
Europäischen Asylsystem und Gegenstand eines fortlaufenden Meinungsbil-
dungsprozesses innerhalb der Bundesregierung.

15. Wie lautet die Statistik zu Gerichtsentscheidungen im Flughafenasylver-
fahren für das laufende Jahr 2020 sowie jeweils für die Jahre ab 2013 (je-
weils bitte die Zahl eingelegter Rechtsmittel, auch im Verhältnis zur Zahl 
ablehnender BAMF-Bescheide, die Verfahrensausgänge und Angaben zu 
etwaigen Verfassungsbeschwerden machen, zusätzlich auch nach den 
fünf wichtigsten Herkunftsländern differenzieren)?

Im Rahmen der Flughafenstatistik werden nur Eilanträge nach § 123 der Ver-
waltungsgerichtsordnung (VwGO) gegen Flughafenentscheidungen erfasst. Die 
entsprechenden Angaben können der folgenden Tabelle entnommen werden:

Zeitraum
Anträge nach § 123 VwGO *
gestellt stattgegeben abgelehnt

2013 43 1 39
2014 45 3 42
2015 72 2 63
2016 59 2 50
2017 119 5 105
2018 209 21 195
2019 212 15 195
2020 44 5 42

*Sonstige Erledigungen sind in der Tabelle nicht enthalten. Zudem wird darauf hingewiesen, dass 
Antragstellungen und Entscheidung über den Antrag nicht im selben Jahr erfolgen müssen.
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16. Inwieweit erfolgen im Flughafenverfahren bei Asylsuchenden ohne gül-
tigen Pass Ablehnungen als „offensichtlich unbegründet“ mit der Be-
gründung, dass sie ihre Mitwirkungspflicht nach § 15 Absatz 2 Nummer 
3 bis 5 AsylG gröblich verletzt hätten (§ 30 Absatz 3 Nummer 5 AsylG), 
weil sie ihren Pass oder Passersatz den für das Asylgesetz betrauten Be-
hörden nicht ausgehändigt oder überlassen hätten (bitte mit Blick auf die 
Praxis des BAMF und die Rechtslage so konkret wie möglich ausfüh-
ren), und inwieweit erfolgt eine Ablehnung als „offensichtlich unbegrün-
det“ in solchen Fällen selbst dann, wenn sich aus dem individuellen Vor-
bringen im Übrigen Hinweise auf eine Verfolgung oder Gefährdung er-
geben?

Wie lauten die internen Vorgaben im BAMF hierzu, und wie ist die 
Rechtsprechung zu dieser Frage (bitte so konkret wie möglich ausfüh-
ren)?

Das BAMF nimmt in jedem Einzelfall eine umfassende Bewertung des indivi-
duellen Sachverhalts vor. Dies schließt eine Prüfung der Glaubhaftigkeit der 
Begründung für das Fehlen von Personaldokumenten oder das Mitführen von 
Fälschungen ein.
Es wird darauf hingewiesen, dass das BAMF einen Asylantrag bei Vorliegen 
glaubhafter Hinweise auf eine asylrelevante Verfolgung oder Gefährdung nicht 
ablehnt. Fehlende Personaldokumente führen in diesen Fällen nicht zu einer 
Ablehnung des Asylantrags. Verletzungen von Mitwirkungspflichten im Asyl-
verfahren können unter den Voraussetzungen des § 30 Absatz 3 Nummer 5 
AsylG ggf. die Ablehnung eines unbegründeten Asylantrags als offensichtlich 
unbegründet zur Folge haben. Im Übrigen erstreckt sich das parlamentarische 
Fragerecht nicht auf Rechtsprechungsrecherchen.

17. Hält die Bundesregierung an ihrer Einschätzung fest, dass die geschlos-
sene Unterbringung im Flughafenverfahren keine Freiheitsentziehung 
oder Haft sei (Bundestagsdrucksache 19/19449, Antworten zu den Fra-
gen 4 und 14), nachdem der Europäische Gerichtshof (EuGH) mit Urteil 
vom 14. Mai 2020 (C-924 und 925/19, PPU) entschieden hat, dass die 
Verwahrung von Asylsuchenden in der ungarischen Transitzone Röszke 
als Haft einzustufen ist, weil dies eine „Zwangsmaßnahme“ sei, „mit der 
die Bewegungsfreiheit der betreffenden Person nicht lediglich einge-
schränkt, sondern völlig aufgehoben wird und die betreffende Person 
vom Rest der Bevölkerung isoliert wird, indem sie dazu gezwungen 
wird, dauerhaft in einem eingegrenzten, geschlossenen Bereich zu blei-
ben“ (aus der Pressemitteilung Nummer 60/20 zum Urteil; bitte ausfüh-
ren und begründen)?

18. Inwieweit stimmt die Bundesregierung der Einschätzung zu, dass die 
verpflichtende und abgeschlossene bewegungseinschränkende Unterbrin-
gung von Asylsuchenden in einer ungarischen Transitzone mit der ver-
pflichtenden und abgeschlossenen bewegungseinschränkenden Unter-
bringung in einer deutschen Transiteinrichtung während des Flughafena-
sylverfahrens vergleichbar ist (wenn nicht, bitte nachvollziehbar begrün-
den), und welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung aus dem ge-
nannten EuGH-Urteil in Bezug auf die rechtliche und praktische Ausge-
staltung der Unterbringung von Asylsuchenden im Flughafenasylverfah-
ren (bitte ausführen)?

19. Inwieweit hält die Bundesregierung an ihrer Aussage fest, Asylsuchen-
den im Flughafenasylverfahren stünde „es jederzeit frei, ihren gestellten 
Asylantrag zurückzunehmen“ (Bundestagsdrucksache 19/19449, Ant-
wort zu Frage 14), nachdem der EuGH in dem genannten Urteil betont 
hat, dass die Bedingungen in der ungarischen Transitzone auch deshalb 
einer Freiheitsentziehung gleichzusetzen seien, weil Asylsuchende mit 
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einer Ausreise jegliche „Aussicht auf Anerkennung als Flüchtling in Un-
garn verlieren könnten“ (aus der Pressemitteilung Nummer 60/20 zum 
Urteil)?

Inwieweit kann nach dem genannten Urteil des EuGH nach Auffassung 
der Bundesregierung noch davon ausgegangen werden, dass es sich bei 
der Unterbringung während des Flughafenasylverfahrens nicht um eine 
Freiheitsbeschränkung bzw. Freiheitsentziehung handelt (bitte begründet 
ausführen)?

Die Fragen 17 bis 19 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam 
beantwortet.
Bei den Unterbringungsmöglichkeiten im deutschen Flughafenverfahren beste-
hen Unterschiede zur Unterbringung in einer ungarischen Transitzone. So hat 
das Bundesverfassungsgericht bestätigt, dass die Unterbringung im Flughafen-
verfahren weder Freiheitsentziehung noch Haft darstellt (vgl. BVerfG, Urteil 
vom 14. Mai 1996, Az.: 2 BvR 1516/93, Rn. 113 ff.). Die Flughafenunterbrin-
gung im Verfahren nach § 18a AsylG kann von den Betroffenen – anders als im 
zugrundeliegenden Sachverhalt des genannten EuGH-Verfahrens – grundsätz-
lich jederzeit eigenständig verlassen werden. Lediglich die Einreise in das Bun-
desgebiet ist erst nach einer positiven Behördenentscheidung möglich.

20. Welche Konsequenzen für die Vorschläge der Bundesregierung zu Vor-
prüfungen an den EU-Außengrenzen (vgl. Konzeptpapier der Bundes-
regierung vom 4. Februar 2020 zur „Neuausrichtung des Gemeinsamen 
Europäischen Asylsystems“) ergeben sich nach ihrer Auffassung aus 
dem genannten Urteil des EuGH vom 14. Mai 2020 (bitte ausführen), 
insbesondere soweit demnach nach Einschätzung der Fragestellerinnen 
und Fragesteller ersichtlich wird, dass die geplanten Vorprüfungen unter 
Haftbedingungen stattfinden würden, die zeitlich begrenzt und im Ein-
zelfall begründet angeordnet werden müssten, weil Inhaftierungen Asyl-
suchender nur aufgrund ihrer Asylantragstellung nach EU-Recht unzu-
lässig sind (vgl. z. B. Erwägungsgrund 15 und Artikel 8 der EU-
Aufnahme-Richtlinie 2013/33/EU vom 26. Juni 2013; bitte ausführen), 
bzw. inwieweit befürwortet die Bundesregierung vor diesem Hintergrund 
Änderungen des EU-Rechts zur Ermöglichung einer pauschalen Inhaftie-
rung von Schutzsuchenden während der von ihr vorgeschlagenen Vorprü-
fungen an den EU-Außengrenzen (bitte darlegen)?

Bei der Ausgestaltung der vorgeschlagenen Vorprüfungen im Rahmen der Re-
form des Gemeinsamen Europäischen Asylsystems werden die europarechtli-
chen Vorgaben berücksichtigt. Im Übrigen wird auf die Antwort zu Frage 14 
verwiesen.

21. Inwieweit haben das BAMF und die Bundespolizei gegenüber der 
„Frankfurter Allgemeinen Zeitung“ (FAZ) die Auskunft gegeben, dass 
Einzelfallprüfungen und gerichtliche Festhaltebeschlüsse in Bezug auf 
die Unterbringung von Asylsuchenden im Flughafenasylverfahren längst 
durchgeführt würden, so dass deshalb keine Auswirkungen aus dem ge-
nannten EuGH-Urteil für das deutsche Flughafenasylverfahren folgten 
(vgl.: https://www.faz.net/aktuell/politik/urteil-zu-ungarns-transitzonen-e
rschwert-eu-asylreform-16790590-p2.html, dort letzter Absatz; falls sich 
die Behörden in dem Artikel nicht richtig wiedergegeben sehen, bitte 
präzisieren, welche Auskünfte gegeben wurden)?

Das BAMF hat die Redakteurin der Frankfurter Allgemeinen Zeitung auf Infor-
mationen zum Flughafenverfahren hingewiesen, die auf der BAMF-Website öf-
fentlich einsehbar sind (https://www.bamf.de/DE/Themen/AsylFluechtlingssch
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utz/Sonderverfahren/Flughafenverfahren/flughafenverfahren-node.html). Ein 
Bezug zu dem genannten EuGH-Urteil wurde dabei nicht hergestellt.
Das Bundespolizeipräsidium hat die Redakteurin lediglich auf die Zuständig-
keit des BAMF für die Durchführung des Flughafenverfahrens verwiesen.

22. Inwieweit ist es zutreffend, dass ein Haftantrag in der Praxis entgegen 
den Darstellungen in dem genannten „FAZ“-Artikel vom 29. Mai 2020 
(„Neue Hürden für die EU-Asylreform“) erst nach negativem Abschluss 
eines Flughafenasylverfahrens gestellt wird, und nicht bereits zu Beginn 
der zwangsweisen Unterbringung im Flughafentransitgebäude (bitte ge-
nau ausführen, mit Bezug auf die Praxis und die dem zugrunde liegende 
Rechtslage), und inwieweit ergeben sich hieraus gegebenenfalls Konse-
quenzen für die Beurteilung der Frage, ob die Festhalte- bzw. Inhaftie-
rungspraxis in Deutschland im Flughafenasylverfahren mit dem EuGH-
Urteil vom 14. Mai 2020 vereinbar ist (bitte ausführen)?

Nach § 15 Absatz 6 des Gesetzes über den Aufenthalt, die Erwerbstätigkeit und 
die Integration von Ausländern im Bundesgebiet (AufenthG) bedarf ein weite-
rer Aufenthalt in der Unterkunft oder im Transitbereich des Flughafens spätes-
tens bis zum Ablauf von 30 Tage nach Ankunft am Flughafen oder, sollte deren 
Zeitpunkt nicht feststellbar sein, nach Kenntnis der zuständigen Behörde der 
richterlichen Anordnung. Nach § 15 Absatz 5 AufenthG kann Haft zur Siche-
rung der Zurückweisung beantragt werden und der Aufenthalt wird bei Anord-
nung der Haft in einer dafür vorgesehenen Hafteinrichtung vollzogen. Im Übri-
gen wird auf die Antwort zu den Fragen 17, 18 und 19 verwiesen.

23. Inwieweit findet derzeit zu Beginn eines Flughafenasylverfahrens in 
Deutschland eine individuelle Prüfung statt, ob im Einzelfall die (ver-
pflichtende) Unterbringung in einer abgeschlossenen Unterkunft auf dem 
Flughafengelände erforderlich, verhältnismäßig und mit EU-Recht (ins-
besondere der EU-Aufnahme-Richtlinie) vereinbar ist, d. h., dass nicht 
schon die bloße Asylantragstellung zur (faktischen) Inhaftierung bzw. 
geschlossenen Unterbringung führt (bitte ausführen), und inwieweit sind 
im deutschen Recht Alternativen zur Inhaftierung bzw. geschlossenen 
Unterbringung während des Flughafenasylverfahrens geregelt, wie es Ar-
tikel 8 Absatz 4 der EU-Aufnahme-Richtlinie in Bezug auf im Einzelfall 
begrenzt mögliche Inhaftierungen von Schutzsuchenden verlangt (bitte 
darlegen)?

Das Flughafenverfahren wird nach den geltenden gesetzlichen Vorgaben durch-
geführt. Im Übrigen wird auf die Antwort zu den Fragen 17, 18 und 19 verwie-
sen.

24. Inwieweit gibt es in der aktuellen Praxis bei der geschlossenen Unter-
bringung von Asylsuchenden im Flughafenasylverfahren eine Prüfung 
zum Beginn des Verfahrens zur Feststellung einer etwaigen besonderen 
Schutzbedürftigkeit, und welche besonderen, expliziten Regelungen zum 
Umgang mit diesen Personen gibt es (bitte im Detail darstellen)?

Die am Asylverfahren beteiligten Behörden informieren einander über etwaige 
besondere Schutzbedürftigkeiten von Antragstellern. Im Übrigen wird darauf 
hingewiesen, dass die Unterbringung von Asylantragstellern in der Zuständig-
keit der Bundesländer liegt.

Drucksache 19/21241 – 12 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode

Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co. KG, Buch- und Offsetdruckerei, Bessemerstraße 83–91, 12103 Berlin, www.heenemann-druck.de
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlag GmbH, Postfach 10 05 34, 50445 Köln, Telefon (02 21) 97 66 83 40, Fax (02 21) 97 66 83 44, www.betrifft-gesetze.de

ISSN 0722-8333


